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Entwurf eines Gesetzes zum Europäischen Übereinkommen
über die Adoption von Kindern (revidiert)

A. Problem
Durch das vorliegende Vertragsgesetz sollen die von deutscher Seite erforderli-
chen Voraussetzungen für die Ratifikation des Europäischen Übereinkommens
vom 27. November 2008 über die Adoption von Kindern (revidiert) geschaffen
werden.
Am 19. Februar 2013 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass das
Verbot der sukzessiven Adoption durch Lesben und Schwule mit dem Grundge-
setz unvereinbar ist (BVerfG, 1 BvL 1/11 vom 19. Februar 2013). Ab sofort kön-
nen eingetragene Lebenspartnerschaften nach erfolgreicher Vermittlung durch
eine Adoptionsstelle nacheinander ein Kind annehmen. Das für Deutschland
derzeit noch geltende Europäische Abkommen von 1967 über die Adoption von
Kindern (BGBl. 1980 II S. 1093, 1094) eröffnet die Sukzessivadoption allein
Ehepaaren. Nach Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 des revidierten Übereinkom-
mens können die Vertragsstaaten in ihrem Adoptionsrecht zukünftig unter ande-
rem die Sukzessivadoption durch Lebenspartner zulassen.
Das Übereinkommen trat am 1. September 2011 in Kraft.

B. Lösung
Der Vertrag bedarf der Zustimmung des Bundestages gemäß Artikel 59
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

C. Alternativen
Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
Keine.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
Keiner.
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
Keiner.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten
Keiner.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung
Keiner.

F. Weitere Kosten
Keine.
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Entwurf eines Gesetzes zum Europäischen Übereinkommen
über die Adoption von Kindern (revidiert)

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Dem Europäischen Übereinkommen vom 27. November 2008 über die Adoption von Kindern (revi-
diert) wird zugestimmt. Das Übereinkommen in der deutschen Übersetzung wird nachstehend nebst franzö-
sischem und englischem Originaltext veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im

Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Berlin, den 18. März 2014

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

Die ursprüngliche Fassung des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von Kindern vom
24. April 1967 sieht in Artikel 6 nur die gemeinschaftliche Adoption für „verheiratete Personen“ (Absatz 1)
bzw. die einzelne Adoption eines „Adoptivkindes des Ehegatten“ (Absatz 2) vor. Als das Übereinkommen
1967 formuliert wurde, gab es in keinem europäischen Land ein Rechtsinstitut für gleichgeschlechtliche
Partnerschaften, so dass die Ehe die einzige Form einer engen formalisierten Partnerschaft war. Seit Ende
der Achtzigerjahre haben jedoch immer mehr europäische Staaten Statusverbindungen für gleichgeschlecht-
liche Paare geschaffen bzw. die Ehe für sie geöffnet und für diese gleichgeschlechtlichen Partnerschaften
ein gemeinsames Adoptionsrecht ermöglicht. Deshalb hatten Schweden (2002) und das Vereinigte König-
reich (2005) das Übereinkommen gekündigt, um nicht gegen den bisherigen Wortlaut des Übereinkommens
– kein Adoptionsrecht für gleichgeschlechtliche Paare – zu verstoßen.
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in der Vergangenheit aktiv für die Revision des Übereinkommens
eingesetzt. Am 7. Mai 2008 hat das Ministerkomitee des Europarats die revidierte Fassung des Überein-
kommens verabschiedet. Gemäß Artikel 7 steht grundsätzlich allen verheirateten und gegebenenfalls
verpartnerten verschiedengeschlechtlichen Paaren sowie Alleinstehenden ein Adoptionsrecht zu. Darüber
hinaus bleibt es den Mitgliedstaaten frei überlassen, ob sie diese Möglichkeit auf gleichgeschlechtliche
Ehepaare bzw. Lebenspartner ausweiten (Artikel 8). Diese Opt-in-Lösung gewährleistet, dass es weiter in
den Kompetenzen der Mitgliedstaaten liegt, welche Paare sie von der gemeinsamen Adoption ausschließen.
Zudem dürfen die Staaten verschieden- wie gleichgeschlechtlichen informell lebenden Paaren das gemein-
schaftliche Adoptionsrecht einräumen, solange sie in einer stabilen Beziehung („stable relationship“) leben.
Bislang haben sieben Staaten (Dänemark, Finnland, die Niederlande, Rumänien, Spanien und die Ukraine)
– darunter auch solche, die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften rechtlich nicht anerkennen – das
revidierte Übereinkommen ratifiziert. Seit fast sechs Jahren steht es ebenfalls der Bundesrepublik Deutsch-
land offen, die Ratifikation des revidierten Übereinkommens vollzuziehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Durch den Artikel sollen die von deutscher Seite erforderlichen Voraussetzungen für die Ratifikation der
revidierten Fassung des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von Kindern geschaffen werden.

Zu Artikel 2

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Europäisches Übereinkommen
über die Adoption von Kindern
(revidiert)
[Mit Österreich und der
Schweiz abgestimmte Endfas-
sung vom 3.12.08]

Straßburg, 27.XI.2008

Präambel

Die Mitgliedstaaten des Europa-
rats und die anderen Unterzeich-
ner dieses Übereinkommens –
in der Erwägung, dass es das Ziel
des Europarats ist, eine engere
Verbindung zwischen seinen Mit-
gliedern herbeizuführen, um die
Ideale und Grundsätze, die ihr
gemeinsames Erbe sind, zu schüt-
zen und zu verwirklichen;
in der Erwägung, dass zwar die
Rechtseinrichtung der Adoption
von Kindern in den Rechtsvor-
schriften aller Mitgliedstaaten des
Europarats besteht, in diesen Län-
dern aber noch unterschiedliche
Auffassungen über die Grundsät-
ze, die diese Rechtseinrichtung
beherrschen sollten, sowie Unter-
schiede im Adoptionsverfahren
und in den Rechtswirkungen der
Adoption vorhanden sind;
unter Berücksichtigung des
Übereinkommens der Vereinten
Nationen vom 20. November 1989
über die Rechte des Kindes, insbe-
sondere dessen Artikels 21;
unter Berücksichtigung des Haa-
ger Übereinkommens vom 29.
Mai 1993 über den Schutz von
Kindern und die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der internationalen
Adoption;
in Anbetracht der Empfehlung
1443 (2000) der Parlamentari-
schen Versammlung des Europa-
rats über die Achtung der Rechte
des Kindes bei der internationalen
Adoption und des Weißbuchs des
Europarats über die Grundsätze
betreffend die Begründung und
die Rechtswirkungen der Eltern-
schaft;
in der Erkenntnis, dass einige
Bestimmungen des Europäischen

European Convention on the
Adoption of Children (Revised)

Strasbourg, 27.XI.2008

Preamble

The member States of the
Council of Europe and the other
signatories hereto,

Considering that the aim of
the Council of Europe is to
achieve a greater unity between
its members for the purpose of
safeguarding and realising the
ideals and principles which are
their common heritage;

Considering that, although
the institution of the adoption of
children exists in the law of all
member States of the Council of
Europe, differing views as to the
principles which should govern
adoption and differences in adop-
tion procedures and in the legal
consequences of adoption remain
in these countries;

Taking into account the
United Nations Convention on
the Rights of the Child, of 20
November 1989, and in particu-
lar its Article 21;

Taking into account The
Hague Convention of 29 May
1993 on Protection of Children
and Co-operation in respect of
Intercountry Adoption;

Noting the content of Rec-
ommendation 1443 (2000) of the
Parliamentary Assembly of the
Council of Europe on "Interna-
tional adoption: respecting chil-
dren’s rights", and the Council of
Europe’s White Paper on princi-
ples concerning the establish-
ment and legal consequences of
parentage;

Recognising that some of
the provisions of the 1967 Euro-
pean Convention on the Adop-
tion of Children (ETS No. 58)
are outdated and contrary to the

Convention européenne en
matière d'adoption des enfants
(révisée)

Strasbourg, 27.XI.2008

Préambule

Les Etats membres du
Conseil de l’Europe et les autres
signataires de la présente Conven-
tion,

Considérant que le but du
Conseil de l’Europe est de réaliser
une union plus étroite entre ses
membres afin de sauvegarder et de
promouvoir les idéaux et les
principes qui sont leur patrimoine
commun ;

Considérant que, bien que
l’institution de l’adoption des
enfants existe dans la législation
de tous les Etats membres du
Conseil de l’Europe, il y a encore
dans ces pays des vues divergentes
sur les principes qui devraient
régir l’adoption, ainsi que des
différences quant à la procédure
d’adoption et aux effets juridiques
de l’adoption ;

Tenant compte de la Conven-
tion des Nations Unies relative aux
droits de l’enfant du
20 novembre 1989 et, en
particulier, de son article 21 ;

Tenant compte de la Conven-
tion de La Haye du 29 mai 1993
sur la protection des enfants et la
coopération en matière d’adoption
internationale ;

Prenant note de la
Recommandation 1443 (2000) de
l’Assemblée parlementaire du
Conseil de l’Europe intitulée
«Pour un respect des droits de
l’enfant dans l’adoption interna-
tionale» et du Livre blanc du
Conseil de l’Europe sur les
principes relatifs à l’établissement
et aux conséquences juridiques du
lien de filiation ;

Reconnaissant que certaines
dispositions de la Convention
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Übereinkommens von 1967 über
die Adoption von Kindern (SEV
Nr. 58) nicht mehr zeitgemäß sind
und im Widerspruch zur Recht-
sprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte
stehen;
in der Erkenntnis, dass die Betei-
ligung von Kindern an sie berüh-
renden familienrechtlichen Ver-
fahren durch das Europäische
Übereinkommen vom 25. Januar
1996 über die Ausübung von Kin-
derrechten (SEV Nr. 160) und
durch die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte verbessert wurde;
in der Erwägung, dass die An-
nahme gemeinsamer überarbeite-
ter Grundsätze und einer gemein-
samen überarbeiteten Praxis in
Bezug auf die Adoption von Kin-
dern, durch welche die Entwick-
lungen in diesem Bereich während
der letzten Jahrzehnte berücksich-
tigt werden, dazu beitragen würde,
die durch die Unterschiede zwi-
schen dem jeweiligen innerstaatli-
chen Recht hervorgerufenen
Schwierigkeiten zu beseitigen und
zugleich das Wohl der Adoptiv-
kinder zu fördern;
in der Überzeugung, dass eine
revidierte internationale Überein-
kunft des Europarats über die
Adoption von Kindern, die insbe-
sondere eine sinnvolle Ergänzung
des Haager Übereinkommens von
1993 darstellt, notwendig ist;
in der Erkenntnis, dass dem Wohl
des Kindes stets die höchste Be-
deutung beizumessen ist – sind
wie folgt übereingekommen:

Teil I – Anwendungsbereich des
Übereinkommens und Anwen-
dung seiner Grundsätze

Artikel 1 – Anwendungsbereich
des Übereinkommens

(1) Dieses Übereinkommen gilt
für die Adoption eines Kindes, das
im Zeitpunkt, in dem der Anneh-
mende die Adoption beantragt,
das 18. Lebensjahr noch nicht

case-law of the European Court
of Human Rights;

Recognising that the in-
volvement of children in family
proceedings affecting them has
been improved by the European
Convention of 25 January 1996
on the Exercise of Children’s
Rights (ETS No. 160) and by the
case-law of the European Court
of Human Rights;

Considering that the ac-
ceptance of common revised
principles and practices with
respect to the adoption of chil-
dren, taking into account the
relevant developments in this
area during the last decades,
would help to reduce the difficul-
ties caused by the differences in
national laws and at the same
time promote the interests of
children who are adopted;

Being convinced of the need
for a revised Council of Europe
international instrument on adop-
tion of children providing an
effective complement in particu-
lar to the 1993 Hague Conven-
tion;

Recognising that the best
interests of the child shall be of
paramount consideration,

Have agreed as follows:

Part I – Scope of the Conven-
tion and application of its prin-
ciples

Article 1 – Scope of the
Convention

1 This Convention applies to
the adoption of a child who, at
the time when the adopter applies
to adopt him or her, has not at-
tained the age of 18, is not and

européenne en matière d’adoption
des enfants de 1967 (STE no 58)
sont dépassées et incompatibles
avec la jurisprudence de la Cour
européenne des Droits de
l’Homme ;

Reconnaissant que la Con-
vention européenne du
25 janvier 1996 sur l’exercice des
droits des enfants (STE no 160) et
la jurisprudence de la Cour
européenne des Droits de
l’Homme ont apporté des
améliorations relatives à la partici-
pation de l’enfant aux procédures
familiales qui le concernent ;

Considérant que l’acceptation
de principes et pratiques révisés
communs en ce qui concerne
l’adoption des enfants, qui
prendraient en compte les
évolutions intervenues dans ce
domaine au cours des dernières
décennies, contribuerait à aplanir
les difficultés causées par les
différences entre leurs droits in-
ternes et, en même temps, à
promouvoir l’intérêt des enfants
qui sont adoptés ;

Convaincus de la nécessité
d’un instrument international
révisé sur l’adoption des enfants
du Conseil de l’Europe qui
viendrait notamment utilement
compléter la Convention de La
Haye de 1993 ;

Reconnaissant que l’intérêt
supérieur de l’enfant doit toujours
primer sur toute autre
considération,

Sont convenus de ce qui suit:

Titre I – Champ d’application
de la Convention et mise en
uvre de ses principes

Article 1 – Champ
d’application de la Convention

1 La présente Convention
concerne l’adoption d’un enfant
qui, au moment où l’adoptant
demande à l’adopter, n’a pas
atteint l’âge de 18 ans, n’est pas ou
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vollendet hat, nicht verheiratet ist
oder war, nicht eine eingetragene
Partnerschaft eingegangen ist oder
war und noch nicht volljährig ist.
(2) Dieses Übereinkommen be-
trifft nur die Rechtseinrichtungen
der Adoption, die ein dauerhaftes
Eltern-Kind-Verhältnis begrün-
den.

Artikel 2 – Anwendung der
Grundsätze

Jeder Vertragsstaat trifft die erfor-
derlichen gesetzgeberischen oder
sonstigen Maßnahmen, um die
Übereinstimmung seiner Rechts-
vorschriften mit diesem Überein-
kommen sicherzustellen, und
notifiziert dem Generalsekretär
des Europarats die zu diesem
Zweck getroffenen Maßnahmen.

Teil II – Allgemeine Grundsätze

Artikel 3 – Rechtswirksamkeit
der Adoption

Die Adoption ist nur rechtswirk-
sam, wenn sie von einem Gericht
oder einer Verwaltungsbehörde –
im Folgenden als "zuständige
Behörde" bezeichnet – ausgespro-
chen wird.

Artikel 4 – Aussprechen der
Adoption

(1) Die zuständige Behörde darf
die Adoption nur aussprechen,
wenn sie zu der Überzeugung
gelangt ist, dass diese dem Wohl
des Kindes dient.
(2) In jedem Fall hat die zuständi-
ge Behörde besonders darauf zu
achten, dass die Adoption dem
Kind ein beständiges und harmo-
nisches Zuhause verschafft.

Artikel 5 – Zustimmungen zur
Adoption

(1) Die Adoption darf, vorbehalt-
lich der Absätze 2 bis 5, nur aus-
gesprochen werden, wenn mindes-
tens die folgenden Zustimmungen

has not been married, is not in
and has not entered into a regis-
tered partnership and has not
reached majority.
2 This Convention covers
only legal institutions of adoption
which create a permanent
child-parent relationship.

Article 2 – Application of
principles

Each State Party shall adopt
such legislative or other
measures as may be necessary to
ensure the conformity of its law
with the provisions of this Con-
vention and shall notify the Sec-
retary General of the Council of
Europe of the measures taken for
that purpose.

Part II – General principles

Article 3 – Validity of an
adoption

An adoption shall be valid
only if it is granted by a court or
an administrative authority (here-
inafter the “competent authori-
ty”).

Article 4 – Granting of an
adoption

1 The competent authority
shall not grant an adoption unless
it is satisfied that the adoption
will be in the best interests of the
child.
2 In each case the competent
authority shall pay particular
attention to the importance of the
adoption providing the child with
a stable and harmonious home.

Article 5 – Consents to an
adoption

1 Subject to paragraphs 2 to 5
of this article, an adoption shall
not be granted unless at least the
following consents to the adop-

n’a pas été marié, n’a pas ou
n’avait pas contracté un partenariat
enregistré et n’a pas atteint la
majorité.
2 La présente Convention ne
vise que les institutions juridiques
de l’adoption qui établissent un
lien de filiation.

Article 2 – Mise en uvre des
principes

Chaque Etat Partie adopte les
mesures législatives ou autres qui
se révèlent nécessaires pour assur-
er la conformité de sa législation
aux dispositions de la présente
Convention et notifie au Secrétaire
Général du Conseil de l’Europe les
mesures prises à cette fin.

Titre II – Principes généraux

Article 3 – Validité de
l’adoption

L’adoption n’est valable que
si elle est prononcée par un tribu-
nal ou une autorité administrative
(ci-après l’« autorité compétente
»).

Article 4 – Prononcé de
l’adoption

1 L’autorité compétente ne
prononce l’adoption que si elle a
acquis la conviction que l’adoption
est conforme à l’intérêt supérieur
de l’enfant.
2 Dans chaque cas, l’autorité
compétente attache une im-
portance particulière à ce que
l’adoption apporte à l’enfant un
foyer stable et harmonieux.

Article 5 – Consentements à
l’adoption

1 Sous réserve des para-
graphes 2 à 5 du présent article,
l’adoption n’est prononcée que si
au moins les consentements sui-
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erteilt und nicht zurückgenommen
worden sind:
a) die Zustimmung der Mutter und
des Vaters oder, wenn kein Eltern-
teil vorhanden ist, der zustimmen
könnte, die Zustimmung der Per-
son oder der Stelle, die anstelle
der Eltern zur Zustimmung befugt
ist;
b) die Zustimmung des Kindes,
wenn es nach den Rechtsvor-
schriften als hinreichend verstän-
dig angesehen wird; ein Kind ist
als hinreichend verständig anzu-
sehen, wenn es das gesetzlich
vorgesehene Alter, das nicht höher
als 14 Jahre sein darf, erreicht hat;
c) die Zustimmung des Ehegatten
oder eingetragenen Partners des
Annehmenden.
(2) Die Personen, deren Zustim-
mung zur Adoption erforderlich
ist, müssen die notwendige Bera-
tung erhalten haben und gebüh-
rend über die Wirkungen ihrer
Zustimmung unterrichtet worden
sein, insbesondere darüber, ob die
Adoption dazu führen wird, dass
das Rechtsverhältnis zwischen
dem Kind und seiner Herkunfts-
familie weiterbesteht oder erlischt.
Die Zustimmung muss aus freien
Stücken in der gesetzlich vorge-
schriebenen Form erteilt und
schriftlich gegeben oder bestätigt
worden sein.
(3) Die zuständige Behörde darf
von der Zustimmung einer der in
Absatz 1 genannten Personen oder
Stellen nicht absehen oder deren
Verweigerung der Zustimmung
nicht übergehen, außer in den
durch die Rechtsvorschriften vor-
gesehenen Ausnahmefällen. Von
der Zustimmung eines Kindes, das
an einer Behinderung leidet, wel-
che die Äußerung einer wirksa-
men Zustimmung unmöglich
macht, darf jedoch abgesehen
werden.
(4) Ist der Vater oder die Mutter
nicht Träger der elterlichen Ver-
antwortung für das Kind oder
zumindest nicht berechtigt, einer
Adoption zuzustimmen, so können
die Rechtsvorschriften vorsehen,

tion have been given and not
withdrawn:

a the consent of the moth-
er and the father; or if there is
neither father nor mother to con-
sent, the consent of any person or
body who is entitled to consent in
their place;

b the consent of the child
considered by law as having
sufficient understanding; a child
shall be considered as having
sufficient understanding on at-
taining an age which shall be
prescribed by law and shall not
be more than 14 years;

c the consent of the spouse
or registered partner of the
adopter.
2 The persons whose consent
is required for adoption must
have been counselled as may be
necessary and duly informed of
the effects of their consent, in
particular whether or not an
adoption will result in the termi-
nation of the legal relationship
between the child and his or her
family of origin. The consent
must have been given freely, in
the required legal form, and ex-
pressed or evidenced in writing.
3 The competent authority
shall not dispense with the con-
sent or overrule the refusal to
consent of any person or body
mentioned in paragraph 1 save
on exceptional grounds deter-
mined by law. However, the
consent of a child who suffers
from a disability preventing the
expression of a valid consent
may be dispensed with.
4 If the father or mother is not
a holder of parental responsibility
in respect of the child, or at least
of the right to consent to an
adoption, the law may provide
that it shall not be necessary to
obtain his or her consent.
5 A mother’s consent to the
adoption of her child shall be
valid when it is given at such
time after the birth of the child,
not being less than six weeks, as
may be prescribed by law, or, if

vants ont été donnés et n’ont pas
été retirés :

a le consentement de la
mère et du père; ou, s’il n’y a ni
père ni mère qui puisse consentir,
le consentement de toute personne
ou de tout organisme qui est
habilité à consentir à la place des
parents ;

b le consentement de
l’enfant considéré par la
législation comme ayant un
discernement suffisant; un enfant
est considéré comme ayant un
discernement suffisant lorsqu’il a
atteint l’âge prévu par la loi, qui ne
doit pas dépasser 14 ans ;

c le consentement du con-
joint ou du partenaire enregistré de
l’adoptant.
2 Les personnes dont le
consentement est requis pour
l’adoption doivent être entourées
des conseils nécessaires et dûment
informées sur les conséquences de
leur consentement, en particulier
sur le maintien ou la rupture, en
raison d’une adoption, des liens de
droit entre l’enfant et sa famille
d’origine. Ce consentement doit
être donné librement dans la forme
légale requise, et doit être donné
ou constaté par écrit.
3 L’autorité compétente ne peut
se dispenser du consentement ou
passer outre le refus de
consentement de l’une des
personnes ou de l’un des
organismes visés au paragraphe 1,
sinon pour des motifs
exceptionnels déterminés par la
législation. Toutefois, il est permis
de se dispenser du consentement
d’un enfant atteint d’un handicap
qui l’empêche d’exprimer un
consentement valable.
4 Si le père ou la mère n’est pas
titulaire de la responsabilité
parentale envers l’enfant, ou en
tout cas du droit de consentir à
l’adoption, la législation peut
prévoir que son consentement ne
sera pas requis.
5 Le consentement de la mère à
l’adoption de son enfant n’est
valable que lorsqu’il est donné
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dass seine beziehungsweise ihre
Zustimmung nicht erforderlich ist.
(5) Die Zustimmung der Mutter
zur Adoption ihres Kindes ist nur
wirksam, wenn sie nach der Ge-
burt, und zwar nach Ablauf einer
in den Rechtsvorschriften vorge-
sehenen Frist von mindestens
sechs Wochen, erteilt worden ist;
ist keine Frist bestimmt, so ist die
Zustimmung nur wirksam, wenn
sie in einem Zeitpunkt erteilt wor-
den ist, in dem sich die Mutter
nach Ansicht der zuständigen
Behörde von den Folgen der Nie-
derkunft hinreichend erholt hat.
(6) Als "Vater" und als "Mutter"
im Sinne dieses Übereinkommens
sind die Personen zu verstehen,
die im Sinne der Rechtsvorschrif-
ten die Eltern des Kindes sind.

Artikel 6 – Anhörung des Kin-
des

Ist die Zustimmung des Kindes
nach Artikel 5 Absätze 1 und 3
nicht erforderlich, so ist das Kind
soweit möglich anzuhören; seine
Meinung und seine Wünsche sind
entsprechend seinem Reifegrad zu
berücksichtigen. Von einer Anhö-
rung kann abgesehen werden,
wenn diese dem Wohl des Kindes
offensichtlich widersprechen wür-
de.

Artikel 7 – Bedingungen für die
Adoption

(1) Die Rechtsvorschriften gestat-
ten die Adoption eines Kindes
a) durch zwei Personen verschie-
denen Geschlechts,
i) die miteinander verheiratet sind
oder,
ii) wenn es eine solche Rechtsein-
richtung gibt, die eine eingetrage-
ne Partnerschaft miteinander ein-
gegangen sind;
b) durch eine Person allein.
(2) Es steht den Staaten frei, den
Anwendungsbereich dieses
Übereinkommens auf gleichge-
schlechtliche Paare zu erstrecken,

no such time has been prescribed,
at such time as, in the opinion of
the competent authority, will
have enabled her to recover suf-
ficiently from the effects of giv-
ing birth to the child.
6 For the purposes of this
Convention “father” and “moth-
er” mean the persons who ac-
cording to law are the parents of
the child.

Article 6 – Consultation of
the child

If the child’s consent is not
necessary according to Article 5,
paragraphs 1 and 3, he or she
shall, as far as possible, be con-
sulted and his or her views and
wishes shall be taken into ac-
count having regard to his or her
degree of maturity. Such consul-
tation may be dispensed with if it
would be manifestly contrary to
the child’s best interests.

Article 7 – Conditions for
adoption

1 The law shall permit a child
to be adopted:

a by two persons of differ-
ent sex

i who are married
to each other, or

ii where such an insti-
tution exists, have entered into a
registered partnership together;

b by one person.
2 States are free to extend the
scope of this Convention to
same-sex couples who are mar-
ried to each other or who have
entered into a registered partner-

après la naissance, à l’expiration
du délai prescrit par la législation,
qui ne doit pas être inférieur à six
semaines ou, s’il n’est pas spécifié
de délai, au moment où, de l’avis
de l’autorité compétente, la mère
aura pu se remettre suffisamment
des suites de l’accouchement.
6 Dans la présente Convention,
on entend par «père» et «mère» les
personnes qui, au sens de la
législation, sont les parents de
l’enfant.

Article 6 – Consultation de
l’enfant

Si, en vertu de l’article 5,
paragraphes 1 et 3, il n’est pas
nécessaire de recueillir le
consentement de l’enfant, celui-ci
est consulté dans la mesure du
possible et son avis et ses souhaits
sont pris en considération eu égard
à son degré de maturité. Il est pos-
sible de se dispenser de cette con-
sultation si elle apparaît
manifestement contraire à l’intérêt
supérieur de l’enfant.

Article 7 – Conditions de
l’adoption

1 La législation permet
l’adoption d’un enfant :

a par deux personnes de
sexe différent

i qui sont mariées en-
semble ou,

ii lorsqu’une telle institu-
tion existe, qui ont contracté un
partenariat enregistré ;

b par une seule personne.
2 Les Etats ont la possibilité
d’étendre la portée de la présente
Convention aux couples
homosexuels mariés ou qui ont
contracté un partenariat enregistré
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die miteinander verheiratet oder
eine eingetragene Partnerschaft
miteinander eingegangen sind. Es
steht den Staaten auch frei, den
Anwendungsbereich dieses
Übereinkommens auf verschie-
dengeschlechtliche Paare und
gleichgeschlechtliche Paare zu
erstrecken, die in einer stabilen
Beziehung zusammenleben.

Artikel 8 – Möglichkeit einer
erneuten Adoption

Die Rechtsvorschriften dürfen
nicht gestatten, dass ein Adoptiv-
kind erneut angenommen wird,
außer in einem oder mehreren der
folgenden Fälle:
a) wenn es sich um ein Adoptiv-
kind des Ehegatten oder eingetra-
genen Partners des Annehmenden
handelt;
b) wenn der frühere Annehmende
gestorben ist;
c) wenn die frühere Adoption für
nichtig erklärt worden ist;
d) wenn die frühere Adoption
geendet hat oder durch die erneute
Adoption beendet wird;
e) wenn die erneute Adoption aus
schwerwiegenden Gründen ge-
rechtfertigt ist und die frühere
Adoption nicht von Rechts wegen
beendet werden kann.

Artikel 9 – Mindestalter des
Annehmenden

(1) Ein Kind darf nur angenom-
men werden, wenn der Anneh-
mende ein hierfür in den Rechts-
vorschriften vorgesehenes Min-
destalter erreicht hat. Dieses darf
nicht unter 18 Jahren und nicht
über 30 Jahren liegen. Zwischen
dem Annehmenden und dem Kind
hat im Hinblick auf das Wohl des
Kindes ein angemessener Alters-
unterschied zu bestehen, der vor-
zugsweise mindestens 16 Jahre
beträgt.
(2) Die Rechtsvorschriften dürfen
jedoch die Möglichkeit vorsehen,
vom Erfordernis des Mindestalters
oder des Altersunterschieds zum

ship together. They are also free
to extend the scope of this Con-
vention to different-sex couples
and same-sex couples who are
living together in a stable rela-
tionship.

Article 8 – Possibility of a
subsequent adoption

The law shall not permit an
adopted child to be adopted on a
subsequent occasion save in one
or more of the following circum-
stances:

a where the child is adopt-
ed by the spouse or registered
partner of the adopter;

b where the former
adopter has died;

c where the adoption has
been annulled;

d where the former adop-
tion has come or thereby comes
to an end;

e where the subsequent
adoption is justified on serious
grounds and the former adoption
cannot in law be brought to an
end.

Article 9 – Minimum age
of the adopter

1 A child may be adopted
only if the adopter has attained
the minimum age prescribed by
law for this purpose, this mini-
mum age being neither less than
18 nor more than 30 years.
There shall be an appropriate age
difference between the adopter
and the child, having regard to
the best interests of the child,
preferably a difference of at least
16 years.
2 The law may, however,
permit the requirement as to the
minimum age or the age differ-
ence to be waived in the best
interests of the child:

ensemble. Ils ont également la
possibilité d’étendre la portée de la
présente Convention aux couples
hétérosexuels et homosexuels qui
vivent ensemble dans le cadre
d’une relation stable.

Article 8 – Possibilité d’une
nouvelle adoption

La législation ne permet une
nouvelle adoption d’un enfant déjà
adopté que dans l’un ou plusieurs
des cas suivants :

a lorsqu’il s’agit d’un enfant
adoptif du conjoint ou du
partenaire enregistré de l’adoptant
;

b lorsque le précédent
adoptant est décédé ;

c lorsque la précédente
adoption est annulée ;

d lorsque la précédente
adoption a pris fin ou prend ainsi
fin ;

e lorsque la nouvelle adop-
tion est justifiée par des motifs
graves et que la législation ne
permet pas de faire cesser la
précédente adoption.

Article 9 – Age minimum de
l’adoptant

1 Un enfant ne peut être adopté
que si l’adoptant a atteint l’âge
minimum prescrit par la législation
à cette fin, cet âge minimum
n’étant ni inférieur à 18 ans ni
supérieur à 30 ans. Il doit exister
une différence d’âge appropriée
entre l’adoptant et l’enfant, eu
égard à l’intérêt supérieur de
l’enfant, cette différence devant de
préférence être d’au moins 16 ans.
2 Toutefois, la législation peut
prévoir la possibilité de déroger à
la condition de l’âge minimum ou
de la différence d’âge eu égard à
l’intérêt supérieur de l’enfant :

a si l’adoptant est le con-
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Wohl des Kindes abzuweichen,
a) wenn der Annehmende der
Ehegatte oder eingetragene Part-
ner des Vaters oder der Mutter des
Kindes ist oder
b) wenn außergewöhnliche Um-
stände vorliegen.

Artikel 10 – Vorangehende Er-
mittlungen

(1) Die zuständige Behörde darf
die Adoption erst nach sachdienli-
chen Ermittlungen über den An-
nehmenden, das Kind und seine
Familie aussprechen. Während
solcher Ermittlungen und danach
dürfen Daten nur unter Wahrung
des Berufsgeheimnisses und Be-
achtung der Vorschriften zum
Schutz personenbezogener Daten
erhoben, verarbeitet und weiterge-
leitet werden.
(2) Die Ermittlungen haben sich,
je nach den Umständen des Ein-
zelfalls, soweit möglich und unter
anderem auf folgende Fragen zu
erstrecken:
a) die Persönlichkeit, den
Gesundheitszustand und das so-
ziale Umfeld des Annehmenden,
sein Familienleben und die Ein-
richtung seines Haushalts sowie
seine Eignung zur Erziehung des
Kindes;
b) die Gründe, aus denen der An-
nehmende das Kind anzunehmen
wünscht;
c) wenn von Ehegatten oder ein-
getragenen Partnern nur einer die
Adoption beantragt, die Gründe,
aus denen sich der andere dem
Antrag nicht anschließt;
d) die Frage, ob Kind und An-
nehmender zueinander passen,
und die Zeitdauer, in der das Kind
der Pflege des Annehmenden
anvertraut gewesen ist;
e) die Persönlichkeit, den
Gesundheitszustand und das so-
ziale Umfeld des Kindes und, falls
keine gesetzlich vorgesehenen
Einschränkungen bestehen, der
Familienhintergrund und Perso-
nenstand des Kindes;
f) die ethnische, religiöse und

a when the adopter is the
spouse or registered partner of
the child’s father or mother; or

b by reason of exceptional
circumstances.

Article 10 – Preliminary
enquiries

1 The competent authority
shall not grant an adoption until
appropriate enquiries have been
made concerning the adopter, the
child and his or her family. Dur-
ing such enquiries and thereafter,
data may only be collected, pro-
cessed and communicated ac-
cording to the rules relating to
professional confidentiality and
personal data protection.
2 The enquiries, to the extent
appropriate in each case, shall
concern, as far as possible and
inter alia, the following matters:

a the personality, health
and social environment of the
adopter, particulars of his or her
home and household and his or
her ability to bring up the child;

b why the adopter wishes
to adopt the child;

c where only one of two
spouses or registered partners
applies to adopt the child, why
the other does not join in the
application;

d the mutual suitability of
the child and the adopter, and the
length of time that the child has
been in his or her care;

e the personality, health
and social environment of the
child and, subject to any limita-
tions imposed by law, his or her
background and civil status;

f the ethnic, religious and
cultural background of the
adopter and of the child.
3 These enquiries shall be
entrusted to a person or body
recognised for that purpose by
law or by a competent authority.
They shall, as far as practicable,
be made by social workers who

joint ou le partenaire enregistré du
père ou de la mère de l’enfant ; ou

b en raison de circonstances
exceptionnelles.

Article 10 – Enquêtes préa-
lables

1 L’autorité compétente ne
prononce une adoption qu’après la
réalisation des enquêtes appro-
priées concernant l’adoptant,
l’enfant et sa famille. Au cours de
ces enquêtes et par la suite, les
données ne peuvent être collectées,
traitées et communiquées que dans
le respect des règles relatives au
secret professionnel et à la protec-
tion des données à caractère per-
sonnel.
2 Les enquêtes, dans la mesure
appropriée à chaque cas, portent
autant que possible et entre autres
sur les éléments suivants :

a la personnalité, la santé et
l’environnement social de
l’adoptant, sa vie de famille et
l’installation de son foyer, son
aptitude à élever l’enfant ;

b les motifs pour lesquels
l’adoptant souhaite adopter
l’enfant ;

c les motifs pour lesquels,
lorsque seulement l’un des deux
époux ou partenaires enregistré(e)s
demande à adopter l’enfant, l’autre
ne s’associe pas à la demande ;

d l’adaptation réciproque de
l’enfant et de l’adoptant, et la
période pendant laquelle l’enfant a
été confié à ses soins ;

e la personnalité, la santé et
l’environnement social, ainsi que,
sous réserve de restrictions légales,
le milieu familial et l’état civil de
l’enfant ;

f les origines ethnique,
religieuse et culturelle de
l’adoptant et de l’enfant.
3 Ces enquêtes sont confiées à
une personne ou à un organisme
reconnu ou agréé à cet effet par la
législation ou par une autorité
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kulturelle Herkunft des Anneh-
menden und des Kindes.
(3) Mit diesen Ermittlungen ist
eine durch die Rechtsvorschriften
oder von einer zuständigen Be-
hörde hierfür anerkannte oder
zugelassene Person oder Organi-
sation zu betrauen. Die Ermittlun-
gen sind, soweit möglich, von
Sozialarbeitern durchzuführen, die
aufgrund ihrer Ausbildung oder
ihrer Erfahrung dazu befähigt
sind.
(4) Dieser Artikel berührt nicht
das Recht und die Pflicht der zu-
ständigen Behörde, sich alle für
nützlich erachteten Auskünfte und
Beweise zu beschaffen, gleichviel
ob sie die obigen Ermittlungen
betreffen oder nicht.
(5) Die Ermittlungen, ob ein An-
nehmender zur Adoption geeignet
ist und dafür in Betracht kommt,
sowie über die Verhältnisse und
die Beweggründe der betroffenen
Personen und die Zweckmäßigkeit
der Unterbringung des Kindes
sind vor dem Zeitpunkt durchzu-
führen, in dem das Kind der Pfle-
ge des künftigen Annehmenden
im Hinblick auf eine Adoption
anvertraut wird.

Artikel 11 – Wirkungen der
Adoption

(1) Durch die Adoption wird das
Kind ein volles Mitglied der Fa-
milie eines oder mehrerer Anneh-
menden und hat ihnen und ihrer
Familie gegenüber dieselben
Rechte und Pflichten wie ein Kind
des oder der Annehmenden, des-
sen Abstammung rechtlich festge-
stellt ist. Dem oder den Anneh-
menden obliegt die elterliche Ver-
antwortung für das Kind. Die
Adoption beendet das Rechtsver-
hältnis zwischen dem Kind und
seinem Vater, seiner Mutter und
seiner Herkunftsfamilie.
(2) Der Ehegatte oder der einge-
tragene oder nicht eingetragene
Partner des Annehmenden behält
jedoch seine Rechte und Pflichten
gegenüber dem Adoptivkind,

are qualified in this field as a
result of either their training or
their experience.
4 The provisions of this arti-
cle shall not affect the power or
duty of the competent authority
to obtain any information or
evidence, whether or not within
the scope of these enquiries,
which it considers likely to be of
assistance.
5 Enquiries relating to the
suitability to adopt and the eligi-
bility of the adopter, the circum-
stances and the motives of the
persons concerned and the ap-
propriateness of the placement of
the child shall be made before the
child is entrusted with a view to
adoption to the care of the pro-
spective adopter.

Article 11 – Effects of an
adoption

1 Upon adoption a child shall
become a full member of the
family of the adopter(s) and shall
have in regard to the adopter(s)
and his, her or their family the
same rights and obligations as a
child of the adopter(s) whose
parentage is legally established.
The adopter(s) shall have paren-
tal responsibility for the child.
The adoption shall terminate the
legal relationship between the
child and his or her father, moth-
er and family of origin.
2 Nevertheless, the spouse or
partner, whether registered or
not, of the adopter shall retain his
or her rights and obligations in
respect of the adopted child if the
latter is his or her child, unless

compétente. Elles sont, autant que
possible, effectuées par des
travailleurs sociaux qualifiés en ce
domaine, de par leur formation ou
leur expérience.
4 Les dispositions du présent
article n’affectent en rien le
pouvoir ou l’obligation qu’a
l’autorité compétente de se pro-
curer tous renseignements ou
preuves, entrant ou non dans le
champ de ces enquêtes, et qu’elle
considère comme pouvant être
utiles.
5 L’enquête relative à la
capacité légale et à l’aptitude à
adopter, à la situation et aux moti-
vations des personnes concernées
et au bien-fondé du placement de
l’enfant est effectuée avant que ce
dernier soit confié en vue de
l’adoption aux soins du futur
adoptant.

Article 11 – Effets de
l’adoption

1 Lors de l’adoption, l’enfant
devient membre à part entière de
la famille de l’adoptant ou des
adoptants et a, à l’égard de
l’adoptant ou des adoptants et à
l’égard de sa ou de leur famille, les
mêmes droits et obligations que
ceux d’un enfant de l’adoptant ou
des adoptants dont la filiation est
légalement établie. L’adoptant ou
les adoptants assument la
responsabilité parentale vis-à-vis
de l’enfant. L’adoption met fin au
lien juridique existant entre
l’enfant et ses père, mère et famille
d’origine.
2 Néanmoins, le conjoint, le
partenaire enregistré ou le
concubin de l’adoptant conserve
ses droits et obligations envers
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wenn dieses sein Kind ist, sofern
die Rechtsvorschriften nichts an-
deres vorsehen.
(3) Hinsichtlich der Beendigung
des Rechtsverhältnisses zwischen
dem Kind und seiner Herkunfts-
familie können die Vertragsstaa-
ten Ausnahmen in Fragen vorse-
hen wie etwa des Familiennamens
des Kindes und der Hindernisse,
eine Ehe oder eine eingetragene
Partnerschaft einzugehen.
(4) Die Vertragsstaaten können
andere Formen der Adoption vor-
sehen, die eingeschränktere Wir-
kungen haben als die in den Ab-
sätzen 1 bis 3 genannten.

Artikel 12 – Staatsangehörigkeit
des Adoptivkindes

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern
den Erwerb ihrer Staatsangehörig-
keit durch ein Kind, das von ei-
nem ihrer Staatsangehörigen an-
genommen wird.
(2) Der Verlust der Staatsangehö-
rigkeit, den die Adoption zur Fol-
ge haben könnte, ist vom Besitz
oder vom Erwerb einer anderen
Staatsangehörigkeit abhängig.

Artikel 13 – Verbot von Be-
schränkungen

(1) Die Anzahl der Kinder, die
eine Person annehmen kann, darf
durch die Rechtsvorschriften nicht
beschränkt werden.
(2) Einer Person darf durch die
Rechtsvorschriften nicht deshalb
untersagt werden, ein Kind anzu-
nehmen, weil sie ein Kind hat
oder haben könnte.

Artikel 14 – Aufhebung und
Nichtigerklärung einer Adopti-
on

(1) Eine Adoption kann nur durch
die Entscheidung einer zuständi-
gen Behörde aufgehoben oder für
nichtig erklärt werden. Dem Wohl
des Kindes ist dabei die höchste
Bedeutung beizumessen.

the law otherwise provides.
3 As regards the termination
of the legal relationship between
the child and his or her family of
origin, States Parties may make
exceptions in respect of matters
such as the surname of the child
and impediments to marriage or
to entering into a registered part-
nership.
4 States Parties may make
provision for other forms of
adoption having more limited
effects than those stated in the
preceding paragraphs of this
article.

Article 12 – Nationality of
the adopted child

1 States Parties shall facilitate
the acquisition of their nationali-
ty by a child adopted by one of
their nationals.
2 Loss of nationality which
could result from an adoption
shall be conditional upon posses-
sion or acquisition of another
nationality.

Article 13 – Prohibition of
restrictions

1 The number of children who
may be adopted by the same
adopter shall not be restricted by
law.
2 A person who has or is able
to have a child shall not on that
account be prohibited by law
from adopting a child.

Article 14 – Revocation
and annulment of an adoption

1 An adoption may be re-
voked or annulled only by deci-
sion of the competent authority.
The best interests of the child
shall always be the paramount
consideration.
2 An adoption may be re-

l’enfant adopté si celui-ci est son
enfant, à moins que la législation
n’y déroge.
3 En ce qui concerne la rupture
du lien juridique existant entre
l’enfant et sa famille d’origine, les
Etats Parties peuvent prévoir des
exceptions pour des questions
telles que le nom de famille de
l’enfant, les empêchements au
mariage ou à la conclusion d’un
partenariat enregistré.
4 Les Etats Parties peuvent
prévoir des dispositions relatives à
d’autres formes d’adoption ayant
des effets plus limités que ceux
mentionnés aux paragraphes
précédents du présent article.

Article 12 – Nationalité de
l’enfant adopté

1 Les Etats Parties facilitent
l’acquisition de leur nationalité par
un enfant adopté par l’un de leurs
ressortissants.
2 La perte de nationalité qui
pourrait résulter de l’adoption est
subordonnée à la possession ou à
l’acquisition d’une autre
nationalité.

Article 13 – Prohibition de
restrictions

1 Le nombre d’enfants que peut
adopter un même adoptant n’est
pas limité par la législation.
2 La législation ne peut
interdire à une personne d’adopter
un enfant au motif qu’elle a ou
pourrait avoir un enfant.

Article 14 – Révocation et
annulation d’une adoption

1 L’adoption ne peut être
révoquée ou annulée que par
décision de l’autorité compétente.
L’intérêt supérieur de l’enfant doit
toujours primer sur toute autre
considération.
2 Avant que l’enfant ait atteint
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(2) Eine Adoption kann nur aus
schwerwiegenden in den Rechts-
vorschriften vorgesehenen Grün-
den aufgehoben werden, solange
das Kind noch nicht volljährig ist.
(3) Ein Antrag auf
Nichtigerklärung ist innerhalb der
durch die Rechtsvorschriften vor-
gesehenen Frist zu stellen.

Artikel 15 – Auskunftsersuchen
eines anderen Vertragsstaats

Beziehen sich die Ermittlungen
nach den Artikeln 4 und 10 auf
eine Person, die sich im Hoheits-
gebiet eines anderen Vertrags-
staats aufhält oder aufgehalten hat,
und wird dieser Vertragsstaat um
Auskünfte ersucht, so hat dieser
sich zu bemühen, dass die Aus-
künfte unverzüglich erteilt wer-
den. Jeder Staat bestimmt eine
nationale Behörde, an die ein
Auskunftsersuchen zu richten ist.

Artikel 16 – Verfahren zur Fest-
stellung der Elternschaft

Im Fall eines anhängigen Verfah-
rens zur Feststellung der Vater-
schaft oder, wenn es ein solches
Verfahren gibt, zur Feststellung
der Mutterschaft, das von dem
mutmaßlichen biologischen Vater
oder der mutmaßlichen biologi-
schen Mutter eingeleitet worden
ist, ist das Adoptionsverfahren,
soweit angebracht, auszusetzen,
um die Ergebnisse des Verfahrens
zur Feststellung der Elternschaft
abzuwarten. Die zuständigen Be-
hörden führen solche Verfahren
zur Feststellung der Elternschaft
mit der gebotenen Eile.

Artikel 17 – Verbot unstatthaf-
ter Vermögensvorteile

Niemand darf durch eine Tätigkeit
im Zusammenhang mit der Adop-
tion eines Kindes unstatthafte
Vermögens- oder sonstige Vortei-
le erlangen.

voked only on serious grounds
permitted by law before the child
reaches the age of majority.
3 An application for annul-
ment must be made within a
period prescribed by law.

Article 15 – Request for
information from another State
Party

When the enquiries made
pursuant to Articles 4 and 10 of
this Convention relate to a person
who lives or has lived in the
territory of another State Party,
that State Party shall, if a request
for information is made, prompt-
ly endeavour to secure that the
information requested is provid-
ed. Each State shall designate a
national authority to which a
request for information shall be
addressed.

Article 16 – Proceedings to
establish parentage

In the case of pending pro-
ceedings for the establishment of
paternity, or, where such a pro-
cedure exists, for the establish-
ment of maternity, instituted by
the putative biological father or
mother, adoption proceedings
shall, where appropriate, be sus-
pended to await the results of the
parentage proceedings. The com-
petent authorities shall act expe-
ditiously in such parentage pro-
ceedings.

Article 17 – Prohibition of
improper gain

No one shall derive any
improper financial or other gain
from an activity relating to the
adoption of a child.

la majorité, la révocation de
l’adoption ne peut intervenir que
pour des motifs graves prévus par
la législation.
3 La demande en annulation
doit être déposée dans un délai
fixé par la législation.

Article 15 – Demande
d’informations d’un autre Etat
Partie

Lorsque l’enquête effectuée
en application des articles 4 et 10
de la présente Convention se
rapporte à une personne qui réside
ou a résidé sur le territoire d’un
autre Etat Partie, cet Etat Partie
s’efforce de faire en sorte que les
informations qui lui ont été
demandées soient fournies sans
délai. Chaque Etat désigne une
autorité nationale auprès de
laquelle une demande
d’informations est adressée.

Article 16 – Procédures
d’établissement de la filiation

Dans le cas où une procédure
d’établissement de la paternité ou,
lorsqu’elle existe, une procédure
d’établissement de la maternité a
été engagée par le père ou la mère
biologiques présumés, la
procédure d’adoption est, lorsque
cela est justifié, suspendue en
attendant l’issue de la procédure
d’établissement de la filiation. Les
autorités compétentes agissent
avec célérité dans le cadre de la
procédure d’établissement de la
filiation.

Article 17 – Prohibition
d’un gain matériel indu

Nul ne peut tirer indûment un
gain financier ou autre d’une
activité en relation avec l’adoption
d’un enfant.
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Artikel 18 – Günstigere Bedin-
gungen

Die Vertragsstaaten behalten das
Recht, Bestimmungen zu erlassen,
die für das Adoptivkind günstiger
sind.

Artikel 19 – Probezeit

Es steht den Vertragsstaaten frei
zu verlangen, dass das Kind vor
Aussprechen der Adoption lange
genug der Pflege des Annehmen-
den anvertraut gewesen sein muss,
damit die zuständige Behörde die
künftige Beziehung zwischen dem
Kind und dem Annehmenden im
Fall einer Adoption richtig einzu-
schätzen vermag. In diesem Zu-
sammenhang ist dem Wohl des
Kindes die höchste Bedeutung
beizumessen.

Artikel 20 – Adoptionsberatung
und Dienstleistungen nach der
Adoption

Die staatlichen Stellen haben für
die Förderung und reibungslose
Durchführung einer Adoptionsbe-
ratung und von Dienstleistungen
nach der Adoption zu sorgen, um
künftigen Annehmenden sowie
Annehmenden und Adoptivkin-
dern Rat und Hilfe zu gewähren.

Artikel 21 – Ausbildung

Die Vertragsstaaten sorgen dafür,
dass die mit Adoptionen befassten
Sozialarbeiter in den sozialen und
rechtlichen Fragen der Adoption
ausgebildet werden.

Artikel 22 – Zugang zu und
Offenlegung von Informationen

(1) Es können Anordnungen ge-
troffen werden, damit ein Kind
angenommen werden kann, ohne
dass seiner Herkunftsfamilie of-
fengelegt wird, wer der Anneh-

Article 18 – More favour-
able conditions

States Parties shall retain
the option of adopting provisions
more favourable to the adopted
child.

Article 19 – Probationary
period

States Parties are free to
require that the child has been in
the care of the adopter before
adoption is granted for a period
long enough to enable a reasona-
ble estimate to be made by the
competent authority as to their
future relations if the adoption
were granted. In this context the
best interests of the child shall be
the paramount consideration.

Article 20 – Counselling
and post-adoption services

The public authorities shall
ensure the promotion and proper
functioning of adoption counsel-
ling and post-adoption services to
provide help and advice to pro-
spective adopters, adopters and
adopted children.

Article 21 – Training

States Parties shall ensure
that social workers dealing with
adoption are appropriately
trained in the social and legal
aspects of adoption.

Article 22 – Access to and
disclosure of information

1 Provision may be made to
enable an adoption to be com-
pleted without disclosing the
identity of the adopter to the
child’s family of origin.

Article 18 – Dispositions
plus favorables

Les Etats Parties conservent
la faculté d’adopter des disposi-
tions plus favorables à l’enfant
adopté.

Article 19 – Période proba-
toire

Les Etats Parties ont toute
latitude pour exiger que l’enfant
soit confié aux soins de l’adoptant
pendant une période suffisamment
longue avant le prononcé de
l’adoption afin que l’autorité com-
pétente puisse raisonnablement
apprécier les relations qui
s’établiraient entre eux si
l’adoption était prononcée. A cet
égard, l’intérêt supérieur de
l’enfant doit primer sur toute autre
considération.

Article 20 – Services de
conseils et de suivi en matière
d’adoption

Les pouvoirs publics veillent
à la promotion et au bon
fonctionnement de services de
conseils et de suivi en matière
d’adoption, chargés d’aider et de
guider les futurs adoptants, les
adoptants et les enfants adoptés.

Article 21 – Formation

Les Etats Parties veillent à ce
que les travailleurs sociaux qui
traitent de l’adoption reçoivent une
formation appropriée concernant
les aspects sociaux et juridiques de
l’adoption.

Article 22 – Accès aux in-
formations et modalités de leur
communication

1 Des dispositions peuvent être
prises pour qu’une adoption
puisse, le cas échéant, avoir lieu
sans que soit révélée à la famille
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mende ist.
(2) Es sind Anordnungen zu tref-
fen, die vorschreiben oder gestat-
ten, dass das Verfahren unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit abläuft.
(3) Das Adoptivkind hat Zugang
zu den im Besitz der zuständigen
Behörden befindlichen Informati-
onen über seine Herkunft. Haben
seine leiblichen Eltern das Recht,
ihre Identität nicht offenzulegen,
so steht es der zuständigen Behör-
de in dem durch die Rechtsvor-
schriften gestatteten Umfang frei,
zu entscheiden, ob dieses Recht
übergangen wird und die Informa-
tionen zur Identität offengelegt
werden, wobei den Umständen
und den jeweiligen Rechten des
Kindes und seiner leiblichen El-
tern Rechnung zu tragen ist. Ein
Adoptivkind, das noch nicht voll-
jährig ist, kann angemessen bera-
ten werden.
(4) Der Annehmende und das
Adoptivkind sind berechtigt, Aus-
züge aus den Personenstandsbü-
chern zu erhalten, deren Inhalt den
Tag und den Ort der Geburt des
Kindes bescheinigt, aber weder
die Adoption noch die Identität
der leiblichen Eltern ausdrücklich
zu erkennen gibt. Den Vertrags-
staaten steht es frei, diese Be-
stimmung auf die in Artikel 11
Absatz 4 genannten anderen For-
men der Adoption nicht anzuwen-
den.
(5) Im Hinblick auf das Recht
einer Person, ihre Identität und
Herkunft zu kennen, sind die ein-
schlägigen Informationen über die
Adoption mindestens fünfzig Jah-
re lang ab dem Zeitpunkt, in dem
die Adoption rechtsgültig wird, zu
sammeln und aufzubewahren.
(6) Die Personenstandsbücher sind
so zu führen, zumindest aber ist
ihr Inhalt so wiederzugeben, dass
Personen, die kein berechtigtes
Interesse haben, nicht erkennen
können, dass jemand angenom-
men worden ist oder, falls dies
bekannt ist, wer seine leiblichen
Eltern sind.

2 Provision shall be made to
require or permit adoption pro-
ceedings to take place in camera.
3 The adopted child shall
have access to information held
by the competent authorities
concerning his or her origins.
Where his or her parents of
origin have a legal right not to
disclose their identity, it shall
remain open to the competent
authority, to the extent permitted
by law, to determine whether to
override that right and disclose
identifying information, having
regard to the circumstances and
to the respective rights of the
child and his or her parents of
origin. Appropriate guidance
may be given to an adopted child
not having reached the age of
majority.
4 The adopter and the adopted
child shall be able to obtain a
document which contains ex-
tracts from the public records
attesting the date and place of
birth of the adopted child, but not
expressly revealing the fact of
adoption or the identity of his or
her parents of origin. States Par-
ties may choose not to apply this
provision to the other forms of
adoption mentioned in Article
11, paragraph 4, of this Conven-
tion.
5 Having regard to a person’s
right to know about his or her
identity and origin, relevant in-
formation regarding an adoption
shall be collected and retained
for at least 50 years after the
adoption becomes final.
6 Public records shall be kept
and, in any event, their contents
reproduced in such a way as to
prevent persons who do not have
a legitimate interest from learn-
ing whether a person was adopt-
ed or not, and if this information
is disclosed, the identity of his or
her parents of origin.

d’origine de l’enfant l’identité de
l’adoptant.
2 Des dispositions sont prises
pour exiger ou autoriser que la
procédure d’adoption se déroule à
huis clos.
3 L’enfant adopté a accès aux
informations détenues par les
autorités compétentes concernant
ses origines. Lorsque ses parents
d’origine ont le droit de ne pas
divulguer leur identité, une
autorité compétente doit avoir la
possibilité, dans la mesure où la loi
le permet, de déterminer s’il
convient d’écarter ce droit et de
communiquer des informations sur
l’identité, au regard des
circonstances et des droits
respectifs de l’enfant et de ses
parents d’origine. Un enfant
adopté n’ayant pas encore atteint
l’âge de la majorité peut recevoir
des conseils appropriés.
4 L’adoptant et l’enfant adopté
peuvent obtenir des documents
contenant des extraits de registres
publics attestant la date et le lieu
de naissance de l’enfant adopté,
mais qui ne révèlent pas
expressément l’adoption, ni
l’identité de ses parents d’origine.
Les Etats Parties peuvent choisir
de ne pas appliquer cette disposi-
tion aux autres formes d’adoption
mentionnées au paragraphe 4 de
l’article 11 de la présente Conven-
tion.
5 Eu égard au droit d’une
personne de connaître son identité
et ses origines, les informations
pertinentes relatives à une adop-
tion sont recueillies et conservées
pendant au moins cinquante ans
après que celle-ci est devenue
définitive.
6 Les registres publics sont
tenus ou, à tout le moins, leurs
contenus reproduits, de telle
manière que les personnes qui n’y
ont pas un intérêt légitime ne
puissent apprendre l’adoption
d’une personne ou, si celle-ci est
connue, l’identité de ses parents
d’origine.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 17 – Drucksache 18/842

Teil III – Schlussbestimmungen

Artikel 23 – Wirkungen des
Übereinkommens

(1) Dieses Übereinkommen ersetzt
zwischen seinen Vertragsstaaten
das am 24. April 1967 zur Unter-
zeichnung aufgelegte Europäische
Übereinkommen über die Adopti-
on von Kindern.
(2) In den Beziehungen zwischen
einer Vertragspartei des vorlie-
genden Übereinkommens und
einer Vertragspartei des Überein-
kommens von 1967, die das vor-
liegende Übereinkommen nicht
ratifiziert hat, findet Artikel 14 des
Übereinkommens von 1967 wei-
terhin Anwendung.

Artikel 24 – Unterzeichnung,
Ratifikation und Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen liegt
für die Mitgliedstaaten des Euro-
parats und für die Nichtmitglied-
staaten,
die an seiner Ausarbeitung betei-
ligt waren, zur Unterzeichnung
auf.
(2) Das Übereinkommen bedarf
der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung. Die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsur-
kunden werden beim Generalsek-
retär des Europarats hinterlegt.
(3) Dieses Übereinkommen tritt
am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt
von drei Monaten nach dem Tag
folgt, an dem drei Unterzeichner
nach Absatz 2 ihre Zustimmung
ausgedrückt haben, durch das
Übereinkommen gebunden zu
sein.
(4) Für die in Absatz 1 genannten
Staaten, die später ihre Zustim-
mung ausdrücken, durch dieses
Übereinkommen gebunden zu
sein, tritt es am ersten Tag des
Monats in Kraft, der auf einen
Zeitabschnitt von drei Monaten
nach Hinterlegung der Ratifikati-
ons-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde folgt.

Part III – Final clauses

Article 23 – Effects of the
Convention

1 This Convention shall re-
place, as regards its States Par-
ties, the European Convention on
the Adoption of Children, which
was open for signature on 24
April 1967.
2 In relations between a Party
to the present Convention and a
Party to the 1967 Convention
which has not ratified the present
Convention, Article 14 of the
1967 Convention shall continue
to apply.

Article 24 – Signature,
ratification and entry into force

1 This Convention shall be
open for signature by the mem-
ber States of the Council of Eu-
rope and the non-member States
which have participated in its
elaboration.
2 The Convention is subject
to ratification, acceptance or
approval. Instruments of ratifica-
tion, acceptance or approval shall
be deposited with the Secretary
General of the Council of Eu-
rope.
3 This Convention shall enter
into force on the first day of the
month following the expiration
of a period of three months after
the date on which three signato-
ries have expressed their consent
to be bound by the Convention in
accordance with the provisions of
paragraph 2 of this article.
4 In respect of any State men-
tioned in paragraph 1, which
subsequently expresses its con-
sent to be bound by it, the Con-
vention shall enter into force on
the first day of the month follow-
ing the expiration of a period of
three months after the date of the
deposit of its instrument of ratifi-
cation, acceptance or approval.

Titre III – Clauses finales

Article 23 – Effets de la
Convention

1 La présente Convention
remplace, pour les Etats qui y sont
Parties, la Convention européenne
en matière d’adoption des enfants,
ouverte à la signature le
24 avril 1967.
2 Dans les relations entre une
Partie à la présente Convention et
une Partie à la Convention de 1967
qui n’a pas ratifié la présente Con-
vention, l’article 14 de la Conven-
tion de 1967 continue de
s’appliquer.

Article 24 – Signature, rati-
fication et entrée en vigueur

1 La présente Convention est
ouverte à la signature des Etats
membres du Conseil de l’Europe
et des Etats non membres qui ont
participé à son élaboration.
2 La Convention est soumise à
ratification, acceptation ou appro-
bation. Les instruments de ratifica-
tion, d’acceptation ou
d’approbation seront déposés près
le Secrétaire Général du Conseil
de l’Europe.
3 La présente Convention
entrera en vigueur le premier jour
du mois suivant l’expiration d’une
période de trois mois après la date
à laquelle trois signataires auront
expressément accepté d’être liés
par la Convention, conformément
aux dispositions du paragraphe 2
du présent article.
4 Pour tout Etat visé au
paragraphe 1, qui, par la suite,
acceptera expressément d’être lié
par la Convention, celle-ci entrera
en vigueur le premier jour du mois
qui suit l’expiration d’une période
de trois mois après la date du
dépôt de l’instrument de ratifica-
tion, d’acceptation ou
d’approbation.
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Artikel 25 – Beitritt

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Minis-
terkomitee des Europarats nach
Konsultation der Vertragsparteien
durch einen mit der in Artikel 20
Buchstabe d der Satzung des Eu-
roparats vorgesehenen Mehrheit
und mit einhelliger Zustimmung
der Vertreter der Vertragsstaaten,
die Anspruch auf einen Sitz im
Ministerkomitee haben, gefassten
Beschluss jeden Nichtmitglied-
staat des Europarats, der an der
Ausarbeitung des Übereinkom-
mens nicht beteiligt war, einladen,
dem Übereinkommen beizutreten.
(2) Für jeden beitretenden Staat
tritt das Übereinkommen am ers-
ten Tag des Monats in Kraft, der
auf einen Zeitabschnitt von drei
Monaten nach Hinterlegung der
Beitrittsurkunde beim Generalsek-
retär des Europarats folgt.

Artikel 26 – Räumlicher Gel-
tungsbereich

(1) Jeder Staat kann bei der Unter-
zeichnung oder bei der Hinterle-
gung seiner Ratifikations-, An-
nahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunde einzelne oder
mehrere Hoheitsgebiete bezeich-
nen, auf die dieses Übereinkom-
men Anwendung findet.
(2) Jeder Vertragsstaat kann jeder-
zeit danach durch eine an den
Generalsekretär des Europarats
gerichtete Erklärung die Anwen-
dung dieses Übereinkommens auf
jedes andere in der Erklärung
bezeichnete Hoheitsgebiet erstre-
cken, für dessen internationale
Beziehungen er verantwortlich ist
oder für das er Verpflichtungen
eingehen kann. Das Übereinkom-
men tritt für dieses Hoheitsgebiet
am ersten Tag des Monats in
Kraft, der auf einen Zeitabschnitt
von drei Monaten nach Eingang
der Erklärung beim Generalsekre-
tär folgt.

Article 25 – Accession

1 After the entry into force of
this Convention, the Committee
of Ministers of the Council of
Europe may, after consultation of
the Parties, invite any State not a
member of the Council of Europe
and not having participated in its
elaboration to accede to this
Convention by a decision taken
by the majority provided for in
Article 20.d of the Statute of the
Council of Europe, and by unan-
imous vote of the representatives
of the States Parties entitled to sit
on the Committee of Ministers.
2 In respect of any acceding
State, the Convention shall enter
into force on the first day of the
month following the expiration
of a period of three months after
the date of deposit of the instru-
ment of accession with the Secre-
tary General of the Council of
Europe.

Article 26 – Territorial
application

1 Any State may, at the time
of signature or when depositing
its instrument of ratification,
acceptance, approval or acces-
sion, specify the territory or terri-
tories to which this Convention
shall apply.
2 Any State Party may, at any
later date, by a declaration ad-
dressed to the Secretary General
of the Council of Europe, extend
the application of this Conven-
tion to any other territory speci-
fied in the declaration and for
whose international relations it is
responsible or on whose behalf it
is authorised to give undertak-
ings. In respect of such territory,
the Convention shall enter into
force on the first day of the
month following the expiration
of a period of three months after
the date of receipt of such decla-
ration by the Secretary General.
3 Any declaration made under

Article 25 – Adhésion

1 Après l’entrée en vigueur de
la présente Convention, le Comité
des Ministres du Conseil de
l’Europe peut, après consultation
des Parties, inviter tout Etat non
membre du Conseil de l’Europe
n’ayant pas participé à son élabo-
ration à y adhérer, par une décision
prise à la majorité prévue à
l’article 20.d du Statut du Conseil
de l’Europe, et à l’unanimité des
représentants des Etats Parties
ayant le droit de siéger au Comité
des Ministres.
2 Pour tout Etat adhérant, la
Convention entrera en vigueur le
premier jour du mois qui suit
l’expiration d’une période de trois
mois après la date du dépôt de
l’instrument d’adhésion près le
Secrétaire Général du Conseil de
l’Europe.

Article 26 – Application
territoriale

1 Tout Etat peut, au moment de
la signature ou au moment du
dépôt de son instrument de ratifi-
cation, d’acceptation,
d’approbation ou d’adhésion,
désigner le ou les territoires
auxquels s’appliquera la présente
Convention.
2 Tout Etat Partie peut
ultérieurement, à tout moment, par
une déclaration adressée au
Secrétaire Général du Conseil de
l’Europe, étendre l’application de
la présente Convention à tout autre
territoire désigné dans la
déclaration et dont il assure les
relations internationales ou au nom
duquel il est autorisé à prendre des
engagements. La Convention
entrera en vigueur à l’égard de ce
territoire le premier jour du mois
qui suit l’expiration d’une période
de trois mois après la date de
réception de la déclaration par le
Secrétaire Général.
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(3) Jede nach den Absätzen 1 und
2 abgegebene Erklärung kann in
Bezug auf jedes darin bezeichnete
Hoheitsgebiet durch eine an den
Generalsekretär des Europarats
gerichtete Notifikation zurückge-
nommen werden. Die Rücknahme
wird am ersten Tag des Monats
wirksam, der auf einen Zeitab-
schnitt von drei Monaten nach
Eingang der Notifikation beim
Generalsekretär folgt.

Artikel 27 – Vorbehalte

(1) Zu diesem Übereinkommen
sind nur Vorbehalte zu Artikel 5
Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 7
Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii und
Absatz 1 Buchstabe b sowie Arti-
kel 22 Absatz 3 zulässig.
(2) Ein Vorbehalt nach Absatz 1
ist von einem Staat bei der Unter-
zeichnung oder bei der Hinterle-
gung der Ratifikations-, Annah-
me-, Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde anzubringen.
(3) Ein Staat kann einen nach
Absatz 1 angebrachten Vorbehalt
durch eine an den Generalsekretär
des Europarats gerichtete Erklä-
rung ganz oder teilweise zurück-
nehmen; die Erklärung wird am
Tag ihres Eingangs wirksam.

Artikel 28 – Notifikation der
zuständigen Behörden

Jeder Vertragsstaat notifiziert dem
Generalsekretär des Europarats
Bezeichnung und Adresse der
Behörde, der Ersuchen nach Arti-
kel 15 übermittelt werden können.

Artikel 29 – Kündigung

(1) Jeder Vertragsstaat kann dieses
Übereinkommen jederzeit durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifikation
kündigen.
(2) Die Kündigung wird am ersten
Tag des Monats wirksam, der auf

the two preceding paragraphs
may, in respect of any territory
specified in such declaration, be
withdrawn by a notification ad-
dressed to the Secretary General
of the Council of Europe. The
withdrawal shall become effec-
tive on the first day of the month
following the expiration of a
period of three months after the
date of receipt of such notifica-
tion by the Secretary General.

Article 27 – Reservations

1 No reservations may be
made to this Convention except
in respect of the provisions of
Article 5, paragraph 1.b, Arti-
cle 7, paragraphs 1.a.ii and 1.b,
and Article 22, paragraph 3.
2 Any reservation made by a
State in pursuance of paragraph 1
shall be formulated at the time of
signature or upon the deposit of
its instrument of ratification,
acceptance, approval or acces-
sion.
3 Any State may wholly or
partly withdraw a reservation it
has made in accordance with
paragraph 1 by means of a decla-
ration addressed to the Secretary
General of the Council of Europe
which shall become effective as
from the date of its receipt.

Article 28 – Notification of
competent authorities

Each State Party shall notify
the Secretary General of the
Council of Europe of the name
and address of the authority to
which requests under Article 15
may be addressed.

Article 29 – Denunciation

1 Any State Party may, at any
time, denounce this Convention
by means of a notification ad-
dressed to the Secretary General
of the Council of Europe.
2 Such denunciation shall
become effective on the first day

3 Toute déclaration faite en
vertu des deux paragraphes
précédents peut être retirée, en ce
qui concerne tout territoire désigné
dans cette déclaration, par notifica-
tion adressée au Secrétaire Général
du Conseil de l’Europe. Le retrait
prendra effet le premier jour du
mois qui suit l’expiration d’une
période de trois mois après la date
de réception de cette notification
par le Secrétaire Général.

Article 27 – Réserves

1 Aucune réserve n’est admise
à l’égard de la présente Conven-
tion sauf en ce qui concerne les
dispositions de l’article 5, para-
graphe 1, alinéa b, de l’article 7,
paragraphe 1, alinéas a.ii et b, et
de l’article 22, paragraphe 3.
2 Toute réserve faite par un
Etat en vertu du paragraphe 1 sera
formulée au moment de la signa-
ture ou du dépôt de son instrument
de ratification, d’acceptation,
d’approbation ou d’adhésion.
3 Tout Etat peut retirer en tout
ou en partie une réserve formulée
par lui conformément au para-
graphe 1 au moyen d’une déclara-
tion adressée au Secrétaire Général
du Conseil de l’Europe qui prendra
effet à la date de sa réception.

Article 28 – Notification des
autorités compétentes

Chaque Etat Partie notifie au
Secrétaire Général du Conseil de
l’Europe les nom et adresse de
l’autorité à laquelle peuvent être
transmises les demandes formulées
en vertu de l’article 15.

Article 29 – Dénonciation

1 Tout Etat Partie peut, à tout
moment, dénoncer la présente
Convention en adressant une noti-
fication au Secrétaire Général du
Conseil de l’Europe.
2 Cette dénonciation prendra
effet le premier jour du mois qui
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einen Zeitabschnitt von drei Mo-
naten nach Eingang der Notifika-
tion beim Generalsekretär folgt.

Artikel 30 – Notifikationen

Der Generalsekretär des Europa-
rats notifiziert den Mitgliedstaaten
des Europarats, den Nichtmit-
gliedstaaten, die an der Ausarbei-
tung dieses Übereinkommens
beteiligt waren, jedem Vertrags-
staat und jedem Staat, der zum
Beitritt zu diesem Übereinkom-
men eingeladen worden ist,
a) jede Unterzeichnung;
b) jede Hinterlegung einer Ratifi-
kations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde;
c) jeden Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Übereinkommens nach
Artikel 24;
d) jede nach Artikel 2 eingegan-
gene Notifikation;
e) jede nach Artikel 7 Absatz 2
und Artikel 26 Absätze 2 und 3
eingegangene Erklärung;
f) jeden nach Artikel 27 ange-
brachten Vorbehalt und jede
Rücknahme von Vorbehalten nach
Artikel 27;
g) jede nach Artikel 28 eingegan-
gene Notifikation;
h) jede nach Artikel 29 eingegan-
gene Notifikation und den Tag des
Wirksamwerdens der Kündigung;
i) jede andere Handlung, Notifika-
tion oder Mitteilung im Zusam-
menhang mit diesem Überein-
kommen.

Zu Urkund dessen haben die hier-
zu gehörig befugten Unterzeichne-
ten dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

Geschehen zu Straßburg am 27.
November 2008 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats
hinterlegt wird. Der Generalsekre-
tär des Europarats übermittelt

of the month following the expi-
ration of a period of three months
after the date of receipt of the
notification by the Secretary
General.

Article 30 – Notifications

The Secretary General of
the Council of Europe shall noti-
fy the member States of the
Council of Europe, the
non-member States which have
participated in the elaboration of
this Convention, any State Party
and any State which has been
invited to accede to this Conven-
tion, of:

a any signature;
b any deposit of an in-

strument of ratification, ac-
ceptance, approval or accession;

c any date of entry into
force of this Convention in ac-
cordance with Article 24 thereof;

d any notification received
in pursuance of the provisions of
Article 2;

e any declaration received
in pursuance of the provisions of
paragraph 2 of Article 7 and
paragraphs 2 and 3 of Article 26;

f any reservation and
withdrawal of reservations made
in pursuance of the provisions of
Article 27;

g any notification received
in pursuance of the provisions of
Article 28;

h any notification received
in pursuance of the provisions of
Article 29 and the date on which
denunciation takes effect;

i any other act, notifica-
tion or communication relating to
this Convention.

In witness whereof, the
undersigned, being duly author-
ised thereto, have signed this
Convention.

Done at Strasbourg, this
27th day of November 2008, in
English and in French, both texts
being equally authentic, in a

suit l’expiration d’une période de
trois mois après la date de
réception de la notification par le
Secrétaire Général.

Article 30 – Notifications

Le Secrétaire Général du
Conseil de l’Europe notifiera aux
Etats membres du Conseil de
l’Europe, aux Etats non membres
qui ont participé à l’élaboration de
la présente Convention, à tout Etat
Partie et à tout Etat invité à adhé-
rer à la présente Convention :

a toute signature ;
b tout dépôt d’instrument de

ratification, d’acceptation,
d’approbation ou d’adhésion ;

c toute date d’entrée en
vigueur de la présente Convention
conformément à son article 24 ;

d toute notification reçue en
application des dispositions de
l’article 2 ;

e toute déclaration reçue en
application des dispositions du
paragraphe 2 de l’article 7 et des
paragraphes 2 et 3 de l’article 26;

f toute réserve et tout retrait
de réserve faits en application des
dispositions de l’article 27 ;

g toute notification reçue en
application des dispositions de
l’article 28 ;

h toute notification reçue en
application des dispositions de
l’article 29 ainsi que la date à
laquelle la dénonciation prend
effet;

i tout autre acte, notifica-
tion ou communication ayant trait
à la présente Convention.

En foi de quoi, les
soussignés, dûment autorisés à cet
effet, ont signé la présente Con-
vention.

Fait à Strasbourg, le 27
novembre 2008, en français et en
anglais, les deux textes faisant
également foi, en un seul
exemplaire qui sera déposé dans
les archives du Conseil de



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 21 – Drucksache 18/842

allen Mitgliedstaaten des Europa-
rats, den Nichtmitgliedstaaten, die
an der Ausarbeitung dieses
Übereinkommens beteiligt waren,
und allen zum Beitritt zu diesem
Übereinkommen eingeladenen
Staaten beglaubigte Abschriften.

single copy which shall be de-
posited in the archives of the
Council of Europe. The Secre-
tary General of the Council of
Europe shall transmit certified
copies to each member State of
the Council of Europe, to the
non-member States which have
participated in the elaboration of
the Convention and to any State
invited to accede to this Conven-
tion.

l’Europe. Le Secrétaire Général du
Conseil de l’Europe en
communiquera copie certifiée
conforme à chacun des Etats
membres du Conseil de l’Europe,
aux Etats non membres qui ont
participé à l’élaboration de la
présente Convention et à tout autre
Etat invité à adhérer à la présente
Convention.
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